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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Sécurité extérieure

Nachdem das Büro-NR die beiden parlamentarischen Initiativen der Grünen (20.403)
und der SP-Fraktion (20.404) für die Einsetzung einer PUK zur Aufarbeitung der
Crypto-Affäre im November 2020 mit 8 zu 5 Stimmen abgelehnt hatte, befasste sich in
der Frühjahrssession 2021 der Nationalrat damit. Neben dem ablehnenden Antrag der
Mehrheit lagen ihm auch zwei Minderheitsanträge für die Annahme der beiden
Initiativen vor. Die Vertreterinnen und Vertreter der SP und der Grünen, die im
Ratsplenum für Folgegeben plädierten, attestierten der GPDel zwar gute Arbeit, sahen
in deren Bericht aber einige Fragen unbeantwortet, insbesondere jene, ob die Schweiz
mit dem Vorgehen im Fall Crypto AG die Neutralität verletzt habe. Im «vielleicht
grössten aussenpolitischen Skandal der jüngeren Schweizer Geschichte», wie Roger
Nordmann (sp, VD) die Crypto-Affäre bezeichnete, habe die Öffentlichkeit Transparenz
verdient, so Aline Trede (gp, BE). Es sei wichtig für die Glaubwürdigkeit der Schweiz,
«dass das Parlament alles getan hat, um den Sachverhalt aufzuklären», ergänzte Edith
Graf-Litscher (sp, TG). Demgegenüber argumentierte die Mehrheit des Büros, eine PUK
würde keine neuen Erkenntnisse bringen, weil alle Dokumente und Akten bereits von
der GPDel aufgearbeitet worden seien. Der Nationalrat folgte mit 123 zu 66 bzw. 122 zu
67 Stimmen dem Mehrheitsantrag und gab den beiden Initiativen keine Folge. Die
Minderheiten hatten – mit Ausnahme von Pirmin Schwander (svp, SZ), der der SP-
Initiative zustimmte – ausserhalb der initiierenden Fraktionen kein Gehör gefunden.
Damit ist die Forderung nach einer PUK zur Crypto-Affäre vom Tisch. 1

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 15.03.2021
KARIN FRICK

Institutions et droits populaires

Conseil fédéral

Reaktion der anderen Parteien - Angriff der Grünen? 

Nach den eidgenössischen Wahlen 2019 und ihrem damaligen Wahlerfolg hatten die
Grünen mit einiger Vehemenz einen Anspruch auf einen Bundesratssitz angemeldet
und anschliessend auch den Sitz von Ignazio Cassis angegriffen – allerdings ohne Erfolg.
Mit dem Rücktritt von Ueli Maurer eröffnete sich der grünen Partei eine neuerliche
Möglichkeit für einen Angriff. Allerdings schätzen die Medien die Chancen für eine
Sitzeroberung als äusserst gering ein, weil kaum eine Partei Hand bieten werde, den
unbestrittenen Anspruch der stärksten Partei auf zwei Sitze in Frage zu stellen. Die
Frage war zudem, ob sich bei den Grünen überhaupt eine Kandidatin oder ein Kandidat
finden würde, die oder der sich sozusagen «verheizen» lassen und mögliche Chancen
für eine Bundesratswahl nach den eidgenössischen Wahlen 2023 zum Vornherein
vergeben würde – der Blick sprach von einem «Opferlamm». Zwar wurden in den
Medien einige Namen genannt, etwa Ständerat Mathias Zopfi (gp, GL), Nationalrätin
Aline Trede (gp, BE) oder der Baselbieter Regierungsrat Issac Reber (BL, gp). Das Zögern
der Grünen, die erst am 18. Oktober an einer Fraktionssitzung entscheiden wollten, ob
sie überhaupt antreten wollen oder nicht, wurde von den Medien aber kritisiert. Auch
bei den eidgenössischen Wahlen 2019 habe man zu lange gewartet; die Geschichte
scheine sich deshalb zu wiederholen, argwöhnte die Aargauer Zeitung. Kurz vor der
entsprechenden Fraktionssitzung präsentierte der Sonntagsblick eine Umfrage, die
zeigte, dass sich total 32 Prozent der Befragten für eine Kandidatur der Grünen
aussprachen. Dieser Anteil lag bei GP- und SP-Sympathisierenden bei knapp 70
Prozent, erreichte bei Anhängerinnen und Anhängern der bürgerlichen Parteien aber
nicht einmal 20 Prozent. 
An einer Medienkonferenz gaben die Grünen dann tags darauf bekannt, den SVP-Sitz
nicht angreifen zu wollen. Man wolle gegen das «abgekartete Spiel» des
«Machtkartells», das sich durch Untätigkeit in Klima-, Umwelt- und Europafragen
auszeichne, nicht unnötig Zeit «vergeuden», so Aline Trede vor der Presse. Es sei
erfolgversprechender, die Gesamterneuerungswahlen im Nachgang an die
eidgenössischen Wahlen 2023 abzuwarten, weil momentan keine einzige Fraktion für
Gespräche über einen grünen Bundesratssitz bereit sei. Die Partei werde gestärkt aus
den Wahlen hervorgehen und ihren Anspruch auf eine Regierungsbeteiligung festigen.
Die Medien zeigten Verständnis für den Verzicht. Sei ihr Konkordanz wichtig, dann dürfe

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
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die GP nicht die SVP angreifen, deren Anspruch auf zwei Sitze aufgrund von deren
Grösse unbestritten sei, argumentierte die NZZ. Die Aargauer Zeitung erklärte den
Verzicht auch damit, dass sich keine Kandidierenden finden liessen. Die Grünen
brächen damit aber mit einer 35-jährigen Tradition: Die Partei habe bisher die Sitze der
SVP stets angegriffen. Die Weltwoche vermutete, das unentschlossene Vorgehen zeige,
dass es den Grünen auch früher nie wirklich ernst gewesen sei mit der Eroberung eines
eigenen Bundesratssitzes. Die «Kamikaze-Aktion» hätte wohl viel Energie gekostet, aber
letztlich nicht viel gebracht, schloss der Tages-Anzeiger. Wenn sie aber künftig wirklich
Regierungsmacht wollten, dann dürften sie sich vor einem Angriff auf die SP-Sitze nicht
mehr scheuen. Die NZZ schliesslich nannte die Grünen gar «naiv»: Wenn sie nicht «zu
harmlos für den Bundesrat» bleiben wolle, müsse die Partei bei den
Gesamterneuerungswahlen einen Sitz der SP angreifen.

Nach der Rücktrittsankündigung von Simonetta Sommaruga Ende Oktober wurde
dieses von dem Medien angemahnte Szenario dann freilich plötzlich realistisch. Die
Grünen reagierten diesmal wesentlich rascher und kündigten lediglich eine Stunde nach
dem Rücktritt der Berner Magistratin an, den Sitz der SP ebenfalls nicht anzugreifen. Es
brauche mehr Kraft für die Bekämpfung der Klimakrise im Bundesrat; auf Kosten der SP
könne sich das entsprechende Gewicht aber sicherlich nicht verschieben, so die
Begründung von Aline Trede in den Medien. Diese Argumentation weckte freilich Kritik
bei der GLP und der FDP, die den Grünen vorwarfen, nicht zur Konkordanz zu stehen,
sondern eine inhaltliche Koalition anzustreben. Mit drei Sitzen sei die Linke definitiv
übervertreten. Auch die NZZ kritisierte, dass die Grünen «auf ihre historische Chance»
verzichteten, da sie bei einem Angriff auf den SP-Sitz wohl durchaus Unterstützung von
rechts erhalten hätten.

Die Fraktionshearings

In der Woche vor den Ersatzwahlen hatten die zwei verbliebenen SP-Kandidatinnen –
Eva Herzog (sp, BS) und Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) – und SVP-Kandidaten –
Albert Rösti (svp, BE) und Hans-Ueli Vogt (svp, ZH) – den einzelnen Fraktionen Red und
Antwort zu stehen. Vor diesen Fraktionshearings wurden die vier Kandidierenden
allerdings von der rund 30-köpfigen, starken Bauernlobby im Parlament angehört, was
einiges Medienecho auslöste. Man habe sofort Unterschiede hinsichtlich Herkunft von
Stadt und Land gespürt, gab Pierre-André Page (svp, FR) im Anschluss an diese Sitzung
24Heures zu Protokoll. Für Albert Rösti und Elisabeth Baume-Schneider sei die
Landwirtschaft nicht einfach bloss Politik, sondern man merke, dass sie aus eigener
Erfahrung wüssten, wie die Realität als Landwirtin und Landwirt aussehe, liess sich auch
Simone de Montmollin (fdp, GE) zitieren. Man gebe aber keine Wahlempfehlung ab, so
der Präsident der Gruppe, Markus Ritter (mitte, SG). Der Blick verwies darauf, dass es
bei der Erneuerungswahl zweimal um «Stadt gegen Land» gehe, sah allerdings wie die
meisten anderen Deutschschweizer Medien diesbezüglich ein Unentschieden –
weiterhin gehörte die Favoritenrolle Albert Rösti und Eva Herzog.

Die Aargauer Zeitung hingegen berichtete nach den ersten Fraktionsanhörungen der
SP-Kandidatinnen von einer «rasanten Aufholjagd» der Jurassierin. Ebendiese Nähe
zur Landwirtschaft – unterstrichen durch ein Foto, welches sie mit
Schwarznasenschafen auf einer Wiese zeigte und das von allen Medien verbreitet wurde
– sei nach der Anhörung der SP-Kandidatinnen auch in der SVP-Fraktion als «riesiger
Vorteil» bezeichnet worden. Sie sei zwar inhaltlich nicht auf der Linie der Partei,
verströme allerdings laut Aussagen verschiedener Fraktionsmitglieder «Wärme,
Fröhlichkeit und Zugänglichkeit», vor allem auch, wenn sie Schweizerdeutsch spreche.
Bei Eva Herzog sei «die Temperatur im Sitzungszimmer [...] deutlich [gesunken], als sie
den Raum betrat», zitierte die Aargauer Zeitung ein weiteres SVP-Fraktionsmitglied.
Anders interpretierte die NZZ das Hearing der SVP. Eva Herzog sei bei der SVP gut
angekommen, weil sie besser vorbereitet gewesen sei als Elisabeth Baume-Schneider.
SVP-Fraktionsmitglieder hätten betont, dass Eva Herzog «das Format für den
Bundesrat» habe. Der Tages-Anzeiger schätzte die Stimmung in der SVP auf «zwei
Drittel für Herzog, ein Drittel für Baume-Schneider». Die SVP-Fraktion gab in der Folge
keine Empfehlung ab, erklärte aber, dass man sich an das SP-Ticket halten werde.
Auch die Fraktion der Grünen gab keine Wahlempfehlung ab, bezeichnete aber beide
Kandidatinnen als «ausgezeichnet», so Fraktionschefin Aline Trede (gp, BE) in der
Aargauer Zeitung. Da die Mauern der Fraktionszimmer Ohren hätten, wusste die
Liberté, dass die Grünen in einer Probeabstimmung mit drei Viertel der Stimmen
Elisabeth Baume-Schneider den Vorzug gegeben hätten. 
Schon vor der Bekanntgabe der Kandidatur von Elisabeth Baume-Schneider hatte die
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FDP verlauten lassen, dass sie sich gegen eine Mehrheit von lateinischsprachigen
Mitgliedern im Bundesrat stellen werde. Vor den Hearings wurde im Freisinn gar
diskutiert, die Jurassierin nicht einzuladen und sich stattdessen mit Evi Allemann zu
unterhalten. Diesen Plan liess man dann allerdings fallen. Zwar sprach die Fraktion nach
dem Hearing ebenfalls keine Empfehlung aus, erinnerte aber in ihrer Stellungnahme an
die Bedeutung der ausgewogenen sprachlichen und regionalen Vertretung im
Bundesrat. Die dann doch eher zurückhaltende Position wurde in den Medien dadurch
erklärt, dass die starke französischsprachige Minderheit innerhalb der FDP-Fraktion
wohl Sympathien für Baume-Schneider gezeigt habe.
In der Mitte-Fraktion sei das Rennen offen, urteilte Le Temps, auch wenn einzelne
Fraktionsmitglieder Eva Herzog im Vorteil sähen. Die Sprachenfrage sei für die Mitte
eher unwichtig, wenn die Übervertretung der Personen aus der lateinischsprachigen
Schweiz nicht zu lange andauere. Der entsprechende Artikel der Bundesverfassung sei
keine mathematische Regel, sondern vor allem ein Minderheitenschutz, erinnerte
Pirmin Bischof (mitte, SO). 
Einzig die GLP-Fraktion sprach sich nach der Anhörung für Eva Herzog aus, weil man sie
als fähiger erachte, die EU-Beziehungen zu normalisieren, wie Tiana Moser (glp, ZH)
gegenüber Le Temps erklärte. 

Die beiden SVP-Kandidaten wurden zuerst von der FDP- und der GLP-Fraktion
angehört. Albert Rösti habe dabei wesentlich nervöser gewirkt als Hans-Ueli Vogt,
wusste die Aargauer Zeitung zu berichten. Albert Rösti bleibe Kronfavorit, urteilte
hingegen die NZZ, auch wenn beide Fraktionen sowohl den Berner als auch den Zürcher
als wählbar erachteten und deshalb Stimmfreigabe beschlossen. Einzelne
Fraktionsmitglieder befanden, dass Hans-Ueli Vogt einen fragileren Eindruck
hinterlassen habe als Albert Rösti. Bei der GLP sei es vor allem darum gegangen, zu
entscheiden, welchem der beiden Kandidaten eher zuzutrauen sei, zugunsten der
Konkordanz von der Parteilinie abzuweichen. 
Zu einem Novum kam es bei der Grünen Fraktion, die zum ersten Mal ein Hearing für
die SVP-Kandidaten durchführte. Darauf hatte die Fraktion in den vergangenen Jahren
jeweils verzichtet, weil sie mit einer eigenen Kampfkandidatur gegen die SVP angetreten
war. Die GP-Fraktion empfehle keinen der beiden SVP-Kandidaten zur Wahl, weil beide
ein Risiko für das Klima, die Biodiversität und die Menschenrechte darstellten, liess die
grüne Fraktion nach den Anhörungen durch Fraktionsvizepräsidentin Lisa Mazzone (gp,
GE) verlauten. Die Fraktionsmitglieder seien frei, bei der Wahl um die Nachfolge von
Ueli Maurer keinen oder einen anderen Namen auf den Wahlzettel zu schreiben. 
Davon sah die SP-Fraktion ab. Auch wenn die SVP-Kandidierenden weit von der Politik
der SP entfernt seien, würden die Fraktionsmitglieder einem offiziellen Kandidierenden
die Stimme geben – welchem sei ihnen freigestellt, wurde erklärt.
Auch für die Mitte-Fraktion waren beide SVP-Kandidierenden wählbar und auch sie gab
entsprechend keine Wahlempfehlung ab. 

Auch nach diesen Hearings blieben die Favoritenrollen in den Medien klar verteilt: Die
meisten von den Medien präsentierten Expertinnen und Experten gingen von einer Wahl
Albert Röstis und Eva Herzogs aus. Stellvertretend dafür wurde etwa in der Aargauer
Zeitung am Tag vor den Wahlen das «Orakel» bzw. der Prognosemarkt «50 plus 1»
zitiert, auf dem 149 Politikwissenschafterinnen und Politikwissenschafter mit jeweils 87
Prozent auf eine Wahl Röstis und Herzogs wetteten. Die Wahl von Rösti – aufgrund der
Amtsdauer wurde die Nachfolge von Ueli Maurer (14 Jahre im Amt) vor jener von
Simonetta Sommaruga (12 Jahre im Amt) durchgeführt – werde zudem Eva Herzog
dienen, weil sie als einzige Vertreterin der urbanen Schweiz gelte, prognostizierte der
Tages-Anzeiger in seiner Ausgabe am Tag der Wahl. Die NZZ sah allerdings nach den
Hearings nur noch «leichte Vorteile» für Eva Herzog. Es gebe nichts mehr, dass «klar
gegen Baume-Schneider» spreche, eine Überraschung sei deshalb nicht
auszuschliessen. Für Schlagzeilen nach der ominösen «Nacht der langen Messer»
sorgten Aussagen mehrerer Parlamentsmitglieder, dass Daniel Jositsch (sp, ZH) –
obwohl nicht offizieller Kandidat – wohl einige Stimmen machen werde und – falls er
gewählt würde – nicht auf die Wahl verzichten würde. Man werde staunen, wie viele
Stimmen Jositsch machen werde, wurde etwa Nik Gugger (evp, ZH) in der Aargauer
Zeitung zitiert.

1) AB NR, 2021, S. 477 ff.; Bericht Büro-NR vom 5.2.21
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